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Genossenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Nachfrage. 


D'°® Konsumgenossenschaft Delsberg sucht einen tüchtigen 
und zuverlässigen Bäckermeister gesetzten Alters. Be- 
werber müssen mit dem Dampfbackofenbetrieb vollständig ver- 
traut und kautionsfähig sein. Offerten unter Beilage von 
Zeugnisabschriften und Gehaltsansprüchen sind zu richten an 
die Verwaltung der Konsumgenossenschaft Delsberg. 


ufolge Trennung von Magazin und Hauptverkaufslokal suchen 

wir auf 1. Juli 1918 zwei gewandte, kautionsfähige Ver- 
käuferinnen (passend für Geschwisterpaar). Kenntnisse der 
Kolonial-, Mercerie- und Schuhwarenbranche unbedingt erforder- 
lich. Schriftliche Anmeldungen unter Angabe der bisherigen 
Tätigkeit, nebst Zeugnisabschriften, sind an die Verwaltung 
des Konsumvereins Oberwinterthur zu richten. 


Angebot. 
Je: tüchtiger Bäcker, verheiratet, mit guten Zeugnissen 
versehen, an selbständiges Arbeiten gewöhnt, mit Dampf- 
backofen wie Gross- und Kleinbäckerei gut vertraut, wünscht 
Stelle in einem Konsumverein oder sonst grösserem Betrieb. 
Eintritt 1. Juli, event. 1. August. Offerten unter Chiffre R. H. 4 
an den Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Jr strebsamer Mann, Schweizer, mit,schöner Handschrift 
und Kenntnissen der franz. Sprache, in der .Kolonialwaren- 
branche bewandert, sucht auf 1. Mai nächsthin in einem Kon- 
sumverein Stelle als Magaziner und event. Aushilfe im Laden. 
Offerten unter Chiffre F. S. 89 an den Verband schweiz. Kon- 
sumvereine in Base . 
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unger Angestellter, kaufmännisch und organisatorisch gebildet, 
30 Jahre alt, mit den genossenschaftlichen Betrieben etc. 
vollkommen vertraut, sucht gestützt auf prima Zeugnisse und 
Referenzen festes Engagement als Betriebsleiter, Magazin- 


Chef etc. Offerten unter Chiffre A. O.86 an den Verband 
schweiz. Konsumvereine in Basel. 


Zu verkaufen: 


12-15 Stück schöne Hängelampen mit Zug, 
einige Stehlampen, einige Petrol-Gas-Kochherde 
(System Eschebach), ein- und zweiteilig, alles neu, 
sind wegen Erstellung von Elektrizitäts- und Gas- 
installation billig abzugeben. Interessenten belieben 
sich zu melden beim Konsumverein Wald (Zürich). 


An die til. Verwallungen der Konsumvereine 


richten wir die höfliche Bitte, bei Bedarf 
von Arbeitskräften die Angebote auf dem 


„Genossenschaftlichen Arbeitsmarkt“ 
bestens zu berücksichtigen. 


Die Verwaltungskommission des V.S.K. Basel 


la! 


Den Bereinsverwallungen empfehlen wir unjere reiche Auswahl in 


enen 


und 


‚Slaichen-Üeinen 


garantiert echte Naturprodukte in äuerft vorfeilgajten Breislagen 


Rof- und Meil- Meine 
Malaga dore, 


 NAlkoholireie Meine und Getränke 


Kiqueurs 
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Die Einwirkungen des Bundesgesetzes 


betreffend 
Stempelabgaben auf den Geschäfts- 
betrieb der Konsumvereine. 


Auf 1. April nächsthin wird das neue Bundes- 
gesetz betreffend die Stempelabgaben in Wirksamkeit 
treten, und da empfiehlt es sich, unsere Leser vorerst 
in kursorischer Weise über die zu gewärtigenden 
Einwirkungen dieses neuen Gesetzes auf den Betrieb 
der Genossenschaften, wobei wir naturgemäss unsere 
Konsumvereine in den Vordergrund stellen, zu unter- 
richten. Eine eingehendere Darstellung behalten wir 
uns für später vor. 

Das neue Bundesgesetz verdankt dem durch die 
Kriegsverhältnisse ins Riesenhafte gesteigerten Geld- 
bedarf des Bundes sein Entstehen. Ohne ernstliche 
Opposition wurde zuerst von den eidgenössischen 
Räten die Einfügung eines neuen Artikels «42 bis» 
in unsere Bundesverfassung beschlossen und diese 
Aenderung in der Volksabstimmung vom 13. Mai 1917 
mit kleiner Mehrheit genehmigt. Unmittelbar nach 
der Volksabstimmung wurde der Bundesversamm- 
lung der Entwurf eines Ausführungsgesetzes vor- 
gelegt, der im «Schweizerischen Bundesblatt» erst 
zur Kenntnis einer weiteren Oeffentlichkeit gelangte, 
als die vorsorglich vom Nationalrat bestellte Spezial- 
kommission die Beratung des Entwurfes bereits be- 
endigt hatte, 

Eine sofort im Il. Departement des V.S.K. vor- 
genommene Prüfung des Entwurfes ergab, dass 
letzterer verschiedene Bestimmungen enthielt, die 
vom genossenschaftlichen Standpunkt aus beanstandet 
werden mussten, und deshalb entschloss sich die 
Verwaltungskommission des V.S.K., ihre Bedenken 
in einer an Herrn Bundesrat Motta, als Vorsteher 
des eidgenössischen Finanzdepartements gerichteten 
Eingabe den u lu Stellen zur Kenntnis zu 
bringen. 

Diese Eingabe hat folgenden Wortlaut: 


Kartofie,bau. — Aus der Praxis: Vom 
Regionalversammlung. — Aus unserer 


Morcote, Wattwil, — Verbandsnachrichten. — 


Basel, den 29. Mai 1917. 


Herrn Bundesrat Motta, 
Vorsteher des Eidgen. Finanzdepartements 


Bern. 


Hochgeachteter Herr Bundesrat! 


Dem Verband schweiz. Konsumvereine liegt 
unter anderm auch die Wahrung der genossenschait- 
lichen und Konsumenten-Interessen in der Gesetz- 
gebung und Rechtssprechung ob. Diese Obliegenheit 
zwingt uns, alle Entwürfe von wichtigern neuen Ge- 
setzen einer Prüfung daraufhin zu unterziehen, ob 
durch diese neuen Vorlagen die Interessen der Kon- 
sumgenossenschaiten in engerm und aller Genossen- 
schaften im weitern Sinne irgendwie berührt 
würden. 

In Ausführung dieser Obliegenheit haben wir 
auch die letzter Tage erschienene Botschaft des 
Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend 
Erlass eines Bundesgesetzes über die Stempel- 
abgaben nebst dem betreffenden Gesetzentwurf 
einer Prüfung unterzogen. Wir haben daraus ersehen, 
dass Stempelabgaben erhoben werden sollen u. a. 
auf Wechsel und Quittungen von Versiche- 
rungsprämien und Frachturkunden. Alle diese Arten 
von Urkunden spielen für den Geschäftsverkehr der 
Genossenschaften, speziell auch der Konsumge- 
nossenschaften, eine erhebliche Rolle und es werden 
durch die vorgeschlagenen Stempelabgaben auch die 
Betriebsergebnisse der Genossenschaften erheblich 
belastet werden. Immerhin haben wir vom speziellen 
Standpunkt der Wahrung der Genossenschaftsinter- 
essen aus zu diesen Vorschlägen keine ablehnende 
Haltung einzunehmen, weil durch diese Stempelab- 
gaben in gleicher Weise alle Urkunden ähnlicher 
Natur, seien sie nun von (Genossenschaften oder 
Privatfirmen herausgegeben, belastet werden. 

Dagegen hat uns die Prüfung des Abschnittes 
«Stempelabgabe auf inländischen 
Wertpapieren» einigermassen überrascht, in- 
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dem wir ersehen haben, dass in Art. 8, lemma c als 
stempelpflichtige Wertpapiere auch «Stamm- 
kapital-Anteilscheine inländischer 
Genossenschaften» aufgeführt sind. Die 
Bezeichnung «Stammkapital» ist zwar bei den Ge- 
nossenschaften unseres Verbandes nicht üblich, weil 
alle unsere Genossenschaften nicht ein festes, 
sondern ein variables Anteilscheinkapital haben, das 
je nach Zu- oder Abnahme von Mitgliedern sich ver- 
ändert, während durch das Wort «Stammkapital» 
eine feste, unveränderliche Summe bezeichnet zu 
werden pflegt. Bei der grossen Freiheit, die das 
schweiz. Genossenschaftsrecht den nach dieser Form 
organisierten Genossenschaften in der Organisation 
und Finanzierung belässt, kommt es tatsächlich auch 
vor, dass Genossenschaiten gegründet werden, die 
ein festes Stammkapital voraussetzen. Da solche 
Pseudo-Genossenschatten für unsere Verhältnisse 
nicht in Betracht fallen, könnten wir von einer Be- 
anstandung der Stempelerhebung auf Genossen- 
schaftsanteilen Umgang nelımen, wenn diese 
Stempelabgabe nur von solch festem Genossen- 
schaftskapital erhoben würde, das wirklich bis zu 
einem gewissen Grade den Charakter eines Wert- 
papieres besitzen kann. Nun geht aber aus den 
erläuternden Bemerkungen zu Artikel 8 und den 
dort erwähnten Gegenüberstellungen («Konsum- 
vereine gegen Kauimannshandel») hervor, dass der 
Verfasser der Botschaft unter «Stammkapitalanteil- 
scheine inländischer Genossenschaften» auch die 
üblicherweise von Konsumvereinen herausgege- 
benen Anteilscheine als steuerpflichtig ansieht und 
da bei der Auslegung des Gesetzes jedenfalls auf 
diesen Passus der Begründung zurückgegriffen 
werden wird, sehen wir voraus, dass, falls die in 
Artikel 8 vorgeschlagene Bestimmung unverändert 
angenommen wird, in Zukunft auch die Anteilscheine 
unserer Genossenschaften als stempelsteuerpilichtig 
erklärt werden sollen. 

Diese Unterstellung von solchen Genossen- 
schaftsanteilscheinen unter die Stempelpflicht er- 
scheint uns nun von verschiedenen Seiten her an- 
fechtbar. 

In erster Linie ist es unrichtig, Anteilscheine von 
Genossenschaften ohne weiteres als Wertpapiere 
aufzufassen. Bei genossenschaftlich richtig auige- 
bauten Genossenschaften, wie bei denjenigen unseres 
Verbandes, sind die Anteilscheine keine Wertpapiere 
sondern einfache Quittungen über empfangene Ein- 
zahlungen, ähnlich wie die Einzahlungen von Kollek- 
tivgesellschaftern in dem gemeinsamen Geschäfts- 
betrieb der Kollektivgesellschaft, die nach dem Ent- 
wurfe auch steuerfrei bleiben. Alle Eigenschaften, 
die sonst einem Wertpapiere zukommen, gehen den 
Genossenschaitsanteilscheinen unserer Bewegung 
ab: die Anteilscheine können sukzessive in kleinen 
Beträgen einbezahlt werden; die Anteilscheine 
werden, falls die Liberierung nicht durch eigene 
Zahlung erfolgt, durch Teile des erzielten Ueber- 
schusses sukzessive geäufnet; die Anteilscheine 
gelten im internen Rechnungsverhältnis als Schuld 
der Genossenschaft gegenüber dem einzelnen Mit- 
gliede.. Abtretung, Verpfändung an Dritte und 
sonstige Uebertragung der Anteilscheine sind 
strengstens untersagt, resp. rechtlich unwirksam; 
einzig bei Geltendmachung von Forderungen an ein 
zahlungsunfähig gewordenes Mitglied kann die Ge- 
nossenschaft ihre Forderung mit dem auf Anteil- 
scheine einbezahlten Betrage verrechnen,, so dass 
auch hierdurch wieder der Wertpapiercharakter des 
Anteilscheines negiert wird. 
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In der Schweiz ist man leider — im Gegensatz 
zu Deutschland und Oesterreich — der wahren 
Natur eines genossenschaftlichen Anteilscheines 
nicht überall bewusst. Es sind tatsächlich schon im 
Handelsamtsblatt Amortisationsbegehren verloren 
gegangener Anteilscheine publiziert worden; bei 
unsern Verbandsvereinen dagegen wird ein verloren 
gegangener Anteilschein niemals auf diese Weise zur 
Amortisation ausgeschrieben, sondern es wird vom 
betreffenden Mitglied einfach ein schriftliches Zu- 
geständnis des Verlustes der Anteilscheinquittung 
verlangt und darauf ohne Anstand ein neuer Anteil- 
schein an dessen Stelle übergeben, ohne dass dieses 
Verfahren bis jetzt von irgendeiner Seite beanstandei 
worden wäre oder zu Schwierigkeiten geführt hätte, 
während bezüglich aller andern in Artikel 8 des Ent- 
wuries aufgeführten Urkunden ein eigentliches 
Amortisationsveriahren würde durchgeführt werden 
müssen. 

Wie der Entwurf zu einem Stempelgesetz auf 
den Gedanken, die Stammkapitalanteilscheine in- 
ländischer Genossenschaften zu besteuern, ge- 
kommen ist, sucht die Erläuterung zu Art. 8 zu be- 
gründen und zwar damit, weil die «genossenschaft- 
liche Kapitalbildung alle Vorteile der kollektiven 
Kapitalbildung aufweise und die gleiche Last über- 
nehmen müsse, wie die kapitalistische kollektive 
Kapitalbildung.» Demgegenüber machen wir daraui 
aufmerksam, dass allerdings die genossenschaitliche 
Kapitalbildung auch alle Vorteile der kollektiven ka- 
pitalistischen Kapitalbildung aufweist, aber die ge- 
nossenschaftliche Kapitalbildung wird zu Unrecht in 
der Ausgabe von Anteilscheinen erblickt; die ge- 
nossenschaitliche Kapitalbildung erfolgt im Gegen- 
satz zu den privatkapitalistischen in unserem Zweige 
der genossenschaftlichen Tätigkeit dadurch, dass die 
Mitglieder den erzielten Ueberschuss nicht ganz 
beanspruchen, sondern einen Teil davon ihrer Genos- 
senschaft als Anteil zur Bildung eines «sozialen 
Kapitals», der Reservenaller Art, überlassen. 
Diese Bildung von sozialem Kapital durch die Re- 
servensammlung geht gewöhnlich verhältnismässig 
rasch vor sich, sodass nach einigen Jahren diese 
Reserven den (Gesamtbetrag der ausgegebenen 
Anteilscheine übersteigen und oit die Anteilscheine 
überflüssig werden und zurückbezahlt werden 
können. Unsere Genossenschaften beruhen dem- 
gemäss nicht auf der Kapitalkrait ihrer Anteilscheine, 
und der in der Botschaft gezogene Vergleich über- 
sieht die Hauptsache, dass die persönlichen 
Leistungen der Mitglieder an ihre Genossenschaft, 
— bei uns kann man es nennen die Zuweisung 
ihrer gesamten Konsumkraft an ihre 
Genossenschaft — den Grund nicht nur zur Gleich- 
wertigkeit sondern sogar zur Ueberlegenheit der ge- 
nossenschaitlichen Organisation gegenüber der 
kapitalistischen darstellen. 

Die Auffassung, dass die Genossenschaft minde- 
stens die gleichen Leistungen an den Staat abzu- 
führen habe, wie kapitalistische Unternehmungen, 
steht in diameträlem Gegensatz zu jeder sozialen 
Auffassung der Natur der Genossenschait als der 
Vereinigung vieler kleiner schwacher Existenzen zu 
dem Zwecke, den Kampi gegen die kapitalistische 
Uebermacht aufnehmen zu können. Falls sich kapi- 


talistische Unternehmungen gegenüber einer angeb- 
lichen Bevorzugung der Genossenschaften, wenn 
letztere nicht auch der Stempelpflicht für ihre Anteil- 
scheine unterworfen würden, beschweren sollten, so 
dürfen wir darauf hinweisen, dass Niemand heute 
gezwungen ist, eine kapitalistische Gesellschaft zu 
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betreiben und seine Nebenmenschen in Abhängigkeit 
von sich in Dienst zu nehmen, sondern es steht heute 
schon jedermann frei, auf genossenschaftlicher Basis 
mit andern Mitarbeitern zusammen eine Unter- 
nehmung zu beginnen und seine Mitarbeiter — statt 
zu Untertanen — zu gleichberechtigten 
Arbeitsgenossen zu machen. Wenn übrigens 
heute der Satz gelten sollte, dass die «Genossen- 
schaft mindestens die gleichen Leistungen an 
den Staat abführen soll, wie kapitalistische Unter- 
nehmungen», so möchten wir feststellen, dass wir in 
der Schweiz seit dem Jahre 1869, als bei der demo- 
kratischen Umwandlung im Kanton Zürich in die 
Verfassung die Verpflichtung des Staates, «das 
auf Selbsthilfe aufgebaute Genossen- 
schaftswesenzufördernund zu unter- 
stützen» aufgenommen wurde, bedenkliche 
RückschritteindersozialenEntwick- 
lung und in der Würdigung des Genossenschafts- 
wesens gemacht haben: 

Der Verfasser der Botschaft scheint im übrigen 
zu übersehen, dass die genossenschaftliche Tätigkeit 
nicht, wie bei der kapitalistischen, Selbstzweck ist, 
sondern die Mitglieder der Genossenschaften, die 
meist aus den hart mit des Lebens Mühen kämp- 
fenden Mitbürgern bestehen, im Kampf ums Dasein 
fördern und unterstützen soll und dass durch diese 
indirekte Förderung auch der Staat in den Mehrein- 
nahmen des persönlichen Einkommens und in der Er- 
leichterung der Wohltätigkeitslasten seinen grossen 
Vorteil findet. 

Wenn schliesslich noch, da anscheinend die 
Hauptbegründung doch nicht als absolut zugkräftig 
angesehen wird, als ein weiterer Grund für die Be- 
lastung der Stammkanpitalanteilscheine mit Stempel- 
steuern die Erwägung angeführt wird, «es gelte 
der Gefahr vorzubeugen, dass nicht 
etwa die Organisationsform der Ge- 
nossenschaft zum bequemen Mittel 
der Steuerumgehung möglich werde», 
so sind wir hier mit dem Verfasser der Botschaft 
einverstanden. Dagegen glauben wir, dass die Ab- 
hilfe auf andere Weise geschehen könnte, nament- 
lich durch eine baldige Revision des Titels XXVIl 
«Genossenschaft» aus dem schweizerischen Gesell- 
schaftsrecht. Das schweizerische Genossenschafts- 
recht lässt sich tatsächlich so umgestalten, dass allen 
pseudogenossenschaftlichen, tatsächlich aber eher 
kapitalistischen Unternehmungen die Benutzung 
dieser Form verunmöglicht wird. 

Unser Gesuch geht demgemässin 
erster Linie dahin, prüfen zu wollen, 
ob nichtbeider definitiven Beratung 
in den eidgenössischen Räten die 
eigentlichen, im Sinne unserer Nor- 
malstatutenausgegebenen Genossen- 
schaftsanteilscheine von einer Stem- 
pelsteuer befreit werden könnten, 
wasunseresErachtenswohlangängig 
wäre. Hierfür lässt sich auch als weiterer Grund 
anführen, dass «Anteilscheine nicht ein 
obligatorisches Finanzierungsmittel 
der Genossenschaft zuseinbrauchen». 
Abgesehen von denienigen Genossenschaften, die auf 
der unbeschränkten Solidarhaft aufgebaut sind, um 
auf dieser Grundlage finanzielles Betriebskapital zu 
erhalten, gibt es auch Genossenschaften, die weder 
Solidarhaftt noch obligatorische Anteilscheine 
kennen. sondern sich von den Mitgliedern einfach 
«nicht haftbare» Vorschüsse in verschiedener Form 
und Grösse geben zu lassen. Diese letztere Form 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


131 


der Finanzierung war früher sehr verbreitet, weil 
sie aber unter Umständen die Genossenschaften fi- 
nanziell von Lieferanten oder Banken oder einzelnen 
allzukräftigen Genossenschaftern abhängig machte 
und auch, so lange nicht genügend Reserven vor- 
handen waren, den Kredit nicht stark zu fördern ge- 
eignet war, ist von uns seit Jahren zielbewusst auf 
Einführung des Anteilscheinsystems hingearbeitet 
worden. Werden jedoch für die Ausgabe von solchen 
Anteilscheinen noch Stempelabgaben erhoben und 
zwar in der exorbitanten Höhe von 33'/;, 20, 10 und 
5% des Wertes, wie dies unten weiter nachgewiesen 
wird, so wird unzweifelhaft mit der Zeit das System 
der Anteilscheine einem andern, weniger wünsch- 
baren wieder weichen müssen, sei es der unbe- 
schränkten Haftpflicht, das für die 
städtischen Verhältnisse nicht besonders geeignet ist, 
sei es dem System der blos beschränkten Garan- 
tieübernahme. Wir haben dann die eigentüm- 
liche Erscheinung, dass derjenige Genossenschafter, 
der mit seinem ganzen Vermögen eine Ge- 
nossenschaft finanziert, keine Stempel- 
abgabe zu bezahlen braucht, während derjenige, der 
einen Anteilschein von Fr. 5.— von seinem Ver- 
mögen für diesen Zweck separiert,IFranken 
Stempelabgabeentrichten muss. Solche 
unproduktiven Nebenausgaben werden eben von Ge- 
nossenschaftern, die auf ieden Rappen sehen müssen, 
sehr ungern getragen; sie sind nicht beliebt und 
können sogar unter Umständen die weitere Werbe- _ 
tätigkeit der Genossenschaften sehr in Frage stellen, 
falls nicht die Genossenschaften selbst, trotz der ge- 
setzlichen Möglichkeit der Ablehnung, diese Stempel 
zu ihren Lasten übernehmen. 

Sollte man unserem ersten radikalen Vorschlage 
nicht zustimmen, so liessen sich vielleicht gewisse 
Erleichterungen schaffen, dass .nämlich unter be- 
stimmten Verhältnissen gewisse Anteilscheine der 
Stempelpflicht nicht unterworfen würden. Von 336 
Verbandsvereinen, die zu unserer Statistik pro 1913 
berichtet haben, haben 90 Vereine Anteilscheine von 
30 und mehr Franken; bei 51 Vereinen schwanken 
die Anteilscheine zwischen 20—30 Franken, bei 144 
zwischen 1—26 Franken und 51 Verbandsvereine 
haben gar keine Anteilscheine, zu welch letztern 
unter anderen der beinahe 40,000 Mitglieder um- 
fassende Alle. Consumverein Basel gehört. 

Nach Art. 17, letzter Satz von Absatz 1 hätten 
mit Ausnahme der letzten Kategorie alle diese Ver- 
bandsvereine Stempelabgaben von iel Franken 
pro Anteilschein zu entrichten, was, wie wir bereits 
erwähnt, ganz exorbitante Prozentsätze im Ver- 
hältnis zumWertbetrag ausmachen und die Be- 
hauptung, das die Stempelvorlagezur 
Hauptsache den Besitz belaste, ad ab- 
surdum führen würde. Bei Anteilscheinen 
von Franken 5, 3 und 2 und weniger — wir haben 
9 Verbandsvereine, die in diesem Falle sind — macht 
die Stempelbesteuerung 50—20% aus und bei 20- 
fränkigen Anteilscheinen erreicht sie immerhin noch 
5%, Hier könnte man eventuell ähnlich wie das bis 
jetzt das baselstädtische Stempelgesetz normiert hat, 
vorgehen und Anteilscheine von bestimmten kleinen 
Beträgen, z. B. unter 100 oder 50 Franken 
abgabefrei belassen (vergl. $ 7 des basel- 
städtischen Stempelgesetzes vom 8. Juni 1899). 

Falls man auch hier vor der Revision des Genos- 
senschaftsrechts noch eine Umgehung befürchten 
sollte, indem raffinierte Gründer Hunderte von Anteil- 
echeinen in kleinen Beträgen schaffen würden, 
könnte wiederum vorgeschrieben werden, dass die 
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Stempelfreiheit nur so weit gewährt wird, als der 
einzelne Genossenschafter nicht mehr als einen 
Anteilschein oder nur Anteilscheine im Gesamtbetrag 
bis 100 oder 50 Franken übernehmen kann und dass 
solche kleine Anteilscheine, für die Stempelireiheit 
gewährt wird, weder indossiert oder übertragen 
oder verpfändet werden dürfen. 

Es lassen sich also genügend Kautelen schaffen, 
um einen Missbrauch dieser Vorschriften zu ver- 
hindern. Wir glauben, dass, wenn den vom De- 
partement zugezogenen Experten diese Verhält- 
nisse bekannt gewesen wären, sie von sich aus auf 
eine Milderung dieser Vorschriften in angedeutetem 
Sinne gesorgt hätten und glauben, dass es auch heute 
noch nicht zu spät ist, die angefochtenen Vorschläge 
im Sinne vorliegender Eingabe zu verbessern. 

Man wird uns nun allerdings darauf hinweisen, 
dass der Artikel 16 der Vorlage von selbst eine un- 
gerechtiertigte Belastung nicht kapitalistischer Be- 
triebe ausschliesst, indem dort Stempelfreiheit vor- 
gesehen ist für «Aktien, resp. Anteile inländischer 
gemeinnütziger Aktiengesellschaften und Genossen- 
schaften», die «unter Ausschluss iedes Erwerbs- 
zweckes statutarisch die Dividende auf höchstens 
5% des einbezahlten Aktienkapitals beschränken, die 
Auszahlung von Tantiemen an die Mitglieder der 
Organisation ausschliessen und für den Fall der Aui- 
lösung der Genossenschaft den nach Rückzahlung 
des einbezahlten Kapitals verbleibenden Teil des Ge- 
sellschaftsvermögens für gemeinnützige, Kultus- oder 
Unterrichts-Zwecke bestimmen. In der Botschaft 
wird — unseres Erachtens mit Recht — erklärt: 
«sachlich bedürfte die Abgabeireiheit zu Gunsten 
gemeinnütziger Aktiengesellschaften resp. gemein- 
nütziger (Genossenschaften keiner weitern Be- 
gründung; dagegen wird ausgeführt, bei der Ver- 
schwommenheit des Begriffes Gemein- 
nützigkeit sei es zweckmässig, die Voraus- 
setzung der Abgabefreiheit präzis zu umschreiben.» 

Auch mit diesem Wunsche nach präziser Um- 
schreibung sind wir sehr einverstanden; wenn wir 
dagegen diese präzise Umschreibung in Artikel 16 
näher prüfen, stossen uns doch gewisse Zweifel auf, 
ob sie nun präzis genug sei, um jegliches Missver- 
ständnis und jegliche unrichtige Behandlung aus- 
schliessen. 

Auf die erste Unklarheit stösst man, wenn man 
die Worte «unter Ausschluss jedes Erwerbs- 
zweckes» auf ihre Tragweite hin prüft. Sind darunter 
nur gemeinnützige Genossenschaften verstanden, die 
auf Erzielung jedes Ueberschusses oder Ertrages 
verzichten, oder gehören auch Genossenschaften 
dazu, die zwar nicht eigentlichen Erwerb an 
Fremden, wohl aber Ersparnisse für ihre Mitglieder 
bezwecken? Nach dem, was sonst die Hüter der 
eidgenössischen und kantonalen Finanzen unter 
«Erwerbszweck» verstehen, müssen wir annehmen. 
dass Genossenschaften nach Art der Konsumvereine 
nicht als «jeden Erwerbszweck ausschliessende 
Unternehmungen» betrachtet werden, während 
z.B. in Oesterreich und Deutschland so organisierte 
Genossenschaften, speziell Baugenossenschaiten, 
ausdrücklich unter die von der Stempelsteuerabgabe 
befreiten Unternehmungen zählen. 

2. Bei den Konsumvereinen wird gewöhnlich 
nicht eine Kapitaldividende, wohl aber auf die An- 
teilscheine ein Zins ausbezahlt, der zwar nicht über- 
all statutarisch auf maximal 5% beschränkt ist. 
dagegen in der Praxis nicht über 5% steigt. Im 
V.S.K. sind die Anteilscheine in den letzten 2 Jahren 
mit 5%, früher immer nur zu 4%, trotzdem sich hier- 
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über keine Vorschrift findet, verzinst worden, Im 
neuen Statutenentwurf des V.S.K. ist vorgesehen, 
dass die Verzinsung die in der Schweiz übliche Höhe 
nicht überschreiten soll; es kann jedoch diese Be- 
stimmung noch redaktionell der in Artikel 16 vor- 
gesehenen Vorschrift angepasst werden. 

3. Im fernern entsteht die Frage: muss die Aus- 
richtung von Tantiemen durch die den Charakter 
der Gemeinnützigkeit beanspruchenden Unterneh- 
mungen statutarisch ausgeschlossen sein, oder 
muss nur eine entsprechende Praxis befolgt 
werden? Im Verband schweiz. Konsumvereine sind 
noch nie Tantiemen ausgerichtet worden, trotzdem 
be in den Statuten kein eigentliches Verbot be- 
indet. 

4. Endlich: sind der V.S.K. und die ihm an- 
geschlossenen Verbandsvereine, welche folgende 
Liquidationsbestimmung in ihren Statuten aufgestellt 


haben: 
entweder (V.S.K.): 


«Sollte eine Liquidation des Verbandes schweiz. 
Konsumvereine beschlossen werden, die nicht durch 
das Aufgehen in einem andern Verband mit ähnlichen 
Zwecken bedingt ist, so wird das nach Erfüllung 
sämtlicher Verbindlichkeiten, sowie nach Rück- 
zahlung der auf die Anteilscheine ein- 
bezahlten Beträge verbleibendeall- 
fällige Vermögen der Schweiz. Fid- 
genossenschaft als Treuhandstelle 
übermittelt, welche diese Summe den Kon- 
sumenteninteressen nicht entiremden darf, sondern 
bestmöglich zu verwalten hat, bis ein auf Grund der 
in diesen Statuten aufgestellten Prinzipien allfällig 
neu zu gründender Verband dieselbe beanspruchen 
sollte. Ueber die Berechtigung eines solchen An- 
spruches entscheidet der Bundesrat endgültig.» 

oder Verbandsvereine (Musterstatuten): 

«Bei der Liquidation, die nicht behufs Fusion vor- 
genommen wird, erhalten die Mitglieder 
nicht mehr als ihre auf die Anteil- 
scheine geleisteten Zahlungen zu- 
rückerstattet. Bleibt in diesem Falle nach 
vollzogener Liquidation noch über die Anteilscheine 
hinaus ein Vermögen, so muss solches für 
gleicheZweckebestimmt werden, wie 
solche die Genossenschaft nach den 
SS Iund3dieser Statutenerstrebt.Das 
restierende Vermögen ist deshalb 
entwedereinemanderngleichartigen 
gemeinnützigen Unternehmen zuzu- 
wenden, oder dem V.S.K. mit der Auf- 
lage,solchesim Sinnedieser Statuten 
zurFörderungderKonsumenteninter- 
essen zu verwenden, zu überweisen.» 
als solche, die den allfälligen Liquidationsüber- 
schuss für gemeinnützige Zwecke verwenden, aui- 
zufassen? Auch hier kann man finden, die Redaktion 
sei doch nicht so präzis wie erwünscht; sie könnte 
vielleicht durch eine, österreichischem oder 
deutschem Beispiel nachgeahmte Bestimmung er- 
gänzt werden, des Inhalts: «und für den Fall 
der Auflösung der Genossenschaft 
den Mitgliedern nicht mehr als ihre 
Einzahlungen auf Aktienresp. Anteil- 
scheine zurückvergüten» Die Art der 
Verwendung des Ueberschusses brauchte dann bei 
dieser Redaktion nicht von vornherein festgelegt zu 
sein. Dem Staat wäre mit der Vorschrift, dass 
das einzelne Mitglied keinerlei Vorteile bei der Liqui- 
dation erlangen soll, Genüge geleistet. 
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Bei der Prüfung des Entwuries ist uns auch 
Artikel 13 aufgefallen. Hier schreibt Lemma b vor, 
dass Gründungs- und Finanzierungsunternehmungen, 
deren Obligationenumlauf das Dreifiache des 
einbezahlten Kapitals übersteigt, 112% des Nenn- 
“wertes bei Ausgabe aller Art Obligationen leisten 
müssen. Wir machen darauf aufmerksam, dass nicht 
nur beim V.S.K., sondern sozusagen auch bei allen 
seinen Genossenschaften die Obligationenausgabe 
oder der Obligationenumlauf das einbezahlte Kapital 
oft um mehr als das Dreifache übersteigt. Ander- 
seits sind weder der V.S.K. noch seine Konsum- 
vereine Trustgesellschaften. Was entscheidet nun 
bei der Anwendung des Gesetzes, falls es in vor- 
liegender Form angenommen wird? Die Natur 


der Unternehmung, oder das Missverhältnis 
zwischen Obligationenumlauf und einbezahltem 
Kapital? Konsumvereine wie andere Genossen- 


schaften kommen eben gewöhnlich mit verhältnis- 
mässig kleinem Eigenkapital aus und sie inden 
gleichen Tiegel zu werfen, wie Finanzierungsunter- 

nehmungen, wäre entschieden unbillig. 
Hochgeehrter Herr Bundesrat! Wir haben 
Ihnen hier unsere Aussetzungen an dem Entwurf des 
Stempelgesetzes, die wir pflichtgemäss zu machen 
berufen sind, zur Kenntnis gebracht und wären Ihnen 
sehr verbunden, wenn Sie uns bezüglich der auige- 
worfenen Fragen beruhigende Zusicherungen er- 
teilen oder sonst in dem einen oder dem anderen 
Punkte unsern Abänderungsvorschlägen Rechnung 
tragen könnten, damit wir mit gutem (Gewissen 
unsern vorgesetzten Organen gegenüber gedeckt 
sind und uns nicht genötigt sehen müssen, die Ange- 
legenheit an die andern Verbandsbehörden weiter- 
zuleiten. Bei der geringen Mehrheit, die sich für den 
Verfassungsgrundsatz ausgesprochen hat, wäre sonst 
nicht ausgeschlossen, dass das Ausführungsgesetz, 
falls das Referendum von anderer Seite ergriffen 
resp. von unserer Seite unterstützt werden müsste, 
in der Volksabstimmung einen schweren Stand hätte.» 
(Schluss folgt.) 


Friedrich Wilhelm Raiffeisen. 


Zur Erinnerung an die hundertste Wiederkehr 
seines Geburtstages. 


Am 30. März d. J. jährt sich zum hundertsten 
Male der Geburtstag Raiffeisens, des Begründers 
des landwirtschaftlichen Genossenschaftswesens in 
Deutschland. Raiffeisen als Wirtschaftsreformer im 
Sinne des organisatorischen Zusammenschlusses der 
ländlichen Kleinbesitzer, wenn auch zunächst nur auf 
dem beschränkten Gebiet des Kreditwesens, nimmt 
unter den Bahnbrechern des genossenschaftlichen 
Selbsthilfeprinzips eine so bedeutsame Stellung ein, 
die Spuren seines praktisch-selbstlosen Wirkens 
führen nach so mannigfacher Richtung über die 
deutschen Grenzen hinaus (auch in der Schweiz hat 
die nach ihm benannte Bewegung längst kräftige 
Wurzeln geschlagen), dass wir gerne Veranlassung 
nehmen, auch an dieser Stelle ein flüchtiges Bild 
seiner Persönlichkeit zu zeichnen. 

Raiffeisen stammt aus dem Städtchen Hamm a. d. 
Sieg in der Rheinprovinz, wo er in kleinbürgerlichen 
Verhältnissen aufwuchs. Er betrat 1835 die militä- 
rische Laufbahn, wandte sich aber in der Folge dem 
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Verwaltungsfach zu und gewann als Kreissekretär, 
später als Bürgermeister kleiner Bezirksorte wie 
Wegerbusch, Flammersfeld etc. Einblick in die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse und somit in die sozialen 
Nöte der unteren Volksklassen. Eine ernste, von 
Nächstenliebe beseelte, von religiösem Empfinden ge- 
leitete Natur, blieb er gegenüber den Misständen, die 
sich ihm namentlich in Form der Verschuldung und 
wirtschaftlichen Isoliertheit des Kleinbauerntums 
offenbarten, nicht passiv, sondern suchte nach Mitteln 
und Wegen, ilınen abzuhelfen. Die ersten Experi- 
mente, die ihn sein pröbelnder Geist unternehmen 
liess, waren vorwiegend philanthropischer Art; bald 
jedoch orientierte sich seine Tätigkeit an der erfolg- 
reichen Propaganda von Schulze-Delitzsch, die schon 
vor der Mitte des Jahrhunderts eingesetzt und seit- 
dem immer wachsende Erfolge zu verzeichnen hatte. 
1866 erschien Raiffeisens bekanntes Buch: «Die Dar- 
lehensvereine als Mittel zur Abhilfe der Not der länd- 
lichen Bevölkerung, sowie auch der städtischen 
Handwerker und Arbeiter.» In ihm verfocht er die 
Ueberzeugung, dass die soziale Fürsorge nicht, wie 
er lange geglaubt hatte, in erster Linie die Pflicht des 
Staates und der Kirche, sondern vielmehr die Pflicht 
der geringen Klassen selber sein müsse, für die sie 
geübt werde. Ein von ihm begründetes Wohltätig- 
keitsinstitut in Heddesdorf, wo er ein Jahrzehnt als 
Bürgermeister waltete, wurde im Mai 1864 in einen 
nach Schulze-Delitzschem Muster organisierten 
Kreditverein umgestaltet. Damit tat Raiffeisen den 
ersten entschiedenen Schritt auf der Bahn der ge- 
nossenschaftlichen Selbsthilfe. 

Die weitere Entwicklung seines Lebenswerkes 
können wir hier nur skizzieren. Nach dem Muster 
des Kreditvereins von Heddesdorf und einer unter 
seiner Mitwirkung schon zwei Jahre früher gegrün- 
deten Darlehenskasse in Anhausen entstanden bald 
eine Reihe ähnlicher Organisationen, die sich zu- 
nächst dem Anwaltschaftsverbande Schulze-Delitz- 
scher Genossenschaften anschlossen. Obgleich ihm 
als Hauptziel die Gründung von Darlehensgenossen- 
schaften im engeren Sinne vorschwebte, verkannte er 
doch nicht die Notwendigkeit genossenschaftlicher 
Zusammenarbeit auf noch anderen (Gebieten des 
Wirtschaftslebens. Der Anhausener Darlehensverein 
war die erste Raiffeisenorganisation, die gleichzeitig 
verschiedenen Aufgaben diente: die Genossenschaft 
versuchte sich in der Organisation des Konsums ihrer 
Mitglieder; sie richtete auch eine Sparkasse ein und 
vermittelte zum Selbstkostenpreise diverse der land- 
wirtschaftlichen Produktion dienende Artikel an ihre 
Mitglieder. In ähnlicher Weise hat sich die Tätigkeit 
der Vereine an manchen Orten und, man darf wohl 
sagen, in diversen Weltgegenden amplifiziert, wenn 
auch der ursprüngliche Zweck der Kreditorganisation 
von Raiffeisen sowohl wie von seinen Anhängern in 
erster Linie im Auge behalten wurde. 

Ein besonderer Charakterzug der Raiffeisenschen 
Organisation blieb die enge Pegrenzung des Ver- 
waltungsbezirks. Die meisten Darlehensvereine er- 
strecken ihre Wirkung nur auf wenige Dörfer, wo- 
durch einmal grössere Ausgaben für die Verwaltung 
vermieden werden, anderseits aber infolge der nahen 
persönlichen oder verwandtschaftlichen Beziehungen 
der Mitglieder zueinander die Pflege eines echt ge- 
nossenschaftlichen Geistes begünstigt wird. Die 
numerische Zunahme der Vereine und ihre lebhaftere 
geschäftliche Tätigkeit schufen jedoch das Bedürfnis 
nach zentralen Instanzen, als welche die zuerst in den 
siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts entstan- 
denen Genossenschaftsbanken zu betrachten sind. 
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denen zugleich die Aufgaben eines statistischen Bu- 
reaus, einer Kontrollstation und einer Geldausgleichs- 
stelle überbunden wurden. 

Raiffeisen entfaltete in Wort und Schrift (1878 
gründete er in Neuwied das «Landwirtschaitliche Ge- 
nossenschaftsblatt») eine ebenso beharrliche als um- 
sichtige und opferwillige Propagandatätigkeit. 1877 
rief er den Anwaltschaftsverband der Raiffeisen- 
Organisationen ins Leben, an dessen Spitze er bis zu 
seinem im Jahre 1888 erfolgten Tode gestanden ist. 
Ausserdem amtete er als Präsident der Zentralkasse. 
Er schuf sich in diesen Stellungen eine Autorität und 
umgab sich mit Sympathien, die mit seinem Ableben 
nicht erloschen sind. Bei dieser hundertsten Wieder- 
kehr seines Geburtsdatums mag uns sein Bild als 
eines edlen und arbeitsfreudigen Genossenschafts- 
apostels wieder lebendig werden. 


Volkswirtschaft 


Die Fettkarte für den Monat April. (Mitgeteilt 
von der eidgenössischen Fettzentrale). Die Fettkarte 
ist aus Gründen der Papiereinsparung im Formai 
kleiner als die Märzkarte, enthält aber wie die letztere 
Abschnitte für 150 gr Butter und für 350 gr Fett oder 
Oel. Für den Fall, dass es dem eidg. Milchamt nicht 
möglich sein sollte, die nötigen Butterquantitäten auf- 
zubringen, wird in der zweiten Hälfte des Monats 
April wieder die Erlaubnis erteilt werden, unein- 
gelöste Butterabschnitte gegen entsprechende Kennt- 
lichmachung zum Erwerb von Fett oder Oel zu ver- 
wenden. 

Im Detailhandel, sowie in Wirtschaften, Hotels 
und Pensionen dürfen ab 1. April Coupons der März- 
karte nicht mehr entgegengenommen werden; deren 
Gültigkeit erlischt mit dem 31. März. 


Kartoffelbau. Vom Ernährungsamt des Kantons 
Zürich erhalten wir die folgende Mitteilung: Man 
macht die Beobachtung, dass unerfahrene Pilanzer 
jetzt schon Kartoffeln anpflanzen. Davor wird ge- 
warnt. Die Kartoffel ist frostempfindlich. In 
der ersten Hälfte April die frühen, in der zweiten 
Hälfte die späten Sorten zu bestellen, ist früh genug. 
Auch vor der Anwendung jener jetzt vielfach emp- 
fohlenen Methode, blosse Augen von Kartoffeln zur 
Anpflanzung zu verwenden, wird gewarnt. Die mit 
äusserster Sorgfalt betriebene gärtnerische Kultur 
mag damit Erfolg haben, für den gewöhnlichen Kar- 
toffelanbau eignet sie sich nicht. Man wähit gesunde 
ganze, mit Augen gut besetzte Knollen, auch kleinere, 
zur Saat aus. Wo grössere Knollen zur Saatgut- 
streckung halbiert werden sollen, geschehe es so, 
dass auf beide Knollenhälften gleich viel Augen sich 
verteilen. Auch sind solche geschnittene Knollen 


vor der Bestellung an die Sonne zu legen, damit sich 
über die Schnittfläche eine Wundkorkschicht bilden 
kann, welche die Erkrankung verhindert. 


Aus de 


Vom neuen Brot. Von geschätzter Seite wird 
uns geschrieben: Mit der Einführung der neuen Mehl- 
mischung stösst man in vielen Bäckereibetrieben auf 
Schwierigkeiten, indem das Brot unansehnlich und 
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schwer wird. Will man die Uebelstände auf ein 
Minimum beschränken, so muss die Backart ent- 
sprechend der Beschaffenheit der jetzigen Mischung 
geändert werden. 

Als die Schweizer Mühlen durch bundesrätliche 
Vorschriften seinerzeit gehalten wurden, nur noch 
eine Qualität Mehl, das sogenannte «Vollmehl», her- 
zustellen, ist man in den meisten Bäckereien, in denen 
man nur das Tücherbrot kannte, auf die Herstellung 
von Muldenbrot übergegangen, ähnlich der Solo- 
thurner und Basler Backart. Der Teig kam von der 
Mulde direkt in den Ofen, und dies war beim stark 
kleberhaltigen Vollmehl entschieden das vorteil- 
hafteste, indem die Vorbedingung für ein schmack- 
haftes, luftiges Muldenbrot, der weiche Teig, 
gegeben war. 

Anders verhält es sich nun bei der neuen 
Mischung mit Mais- und Reiszusatz, wodurch der 
prozentuale Klebergehalt bedeutend herabgesetzt und 
ein weicher Teig zum Ding der Unmöglichkeit wird. 
Soll aus diesem weniger kleberhaltigen Mehl gleich- 
wohl ein nicht allzu schweres Brot gebacken werden, 
so ist entschieden dem Tücherbrot der Vorzug zu 
geben und ich erachte folgendes Backverfahren als 
das gegebene: 

Der Hebel muss grösser gemacht werden, als 
bisher üblich, und es soll beim Hebeln ungefähr der 
dritte Teil Wasser von der Literzahl, die man für das 
Teigmachen benötigt, geschüttet werden. Der Hebel 
soll vor dem Zurückgehen nicht verwendet werden. 
Der Teig muss ziemlich fest gemacht und nach 
kurzer Ruhepause abgewogen, aufgewirkt und in 
Tücher oder Formen gebracht werden. Nach der 
richtigen Hab wird der Teig in einen Ofen mit hoher 
Temperatur eingeschoben. Bei schwacher Hitze 
würde man nur breite, schwere und unansehnliche 
l.aibe, sogenannte «Tätsche», erhalten. IM. 


Regionalversammlung des Vl. Kreises. Unter 
dem Vorsitz von Herrn Verwalter Honegger aus 
Uzwil fand am 18. März 1918, nachmittags, die erste 
Regionalversammlung des Kreises VI des Vereins 
schweizerischer Konsumverwalter in St. Gallen statt. 
Hiezu waren 17 Verwalter erschienen. 

Im Begrüssungswort skizzierte der Delegierte 
des Vorstandes die Gründe, die dem letzteren Ver- 
anlassung gegeben haben, solche Tagungen versuchs- 
weise einzuführen, die insbesondere in den Schwierig- 
keiten der Zugsverbindungen und bestmöglicher 
Einschränkung der Spesen gegeben seien. 

Herr Honegger aus Uzwil sprach sich in einem 
zirka halbstündigen Bericht über die Aufgaben der 
Regionalversammlungen aus, worin er Bezug nahm 
auf das Tätigkeitsprogramm des Vereins und dessen 
bezügliche Anwendung auf die regionalen Verhält- 
nisse. Ganz besonders wies er auf die reichliche An- 
zahl von Diskussionsthemata für die Praxis hin, 
die dann im Verlaufe der Zeit gar mancherlei 
Vermehrungen erfahren dürften. Grossen Wert legte 
der Referent auf die Behandlung aktueller Fragen aus 
dem Gebiete des Genossenschaftswesens und die Er- 
teilung von Ratschlägen an die Kollegen und die 
Förderung der Kollegialität. 

In der Diskussion gaben verschiedene Kollegen 
dem Dank an den Vorstand Ausdruck, solche 
Tagungen ermöglicht zu haben, und es wurde auf 
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vielseitiges Verlangen bestimmt, dass einstweilen das 
Vorstandsmitglied die Leitung dieser Versammlungen 
besorgen solle. 

In der Diskussion, an der sich in erfreulicher 
Weise sozusagen alle Kollegen beteiligten, was an und 
für sich schon ein gutes Zeichen für die günstige 
Aufnahme dieser Tagungen bildet, wurden noch 
mancherlei Fragen und Aufgaben besprochen, und es 
liegen bereits einige Wünsche zuhanden des Vor- 
standes vor. 

Unter Traktandum «Warengeschäftliches», das 
mehr oder weniger jedesmal als Behandlungsgegen- 
stand vorgesehen ist, wurden verschiedene Fragen 
aus dem Gebiete des Monopolwarenverkaufs, der 
Kohlenversorgung u.a. m. zur Sprache gebracht, wo- 
zu Herr Degen, Vertreter des V.S.K. aus Basel, der 
in unsern Reihen zugegen war, die nötigen Auf- 
klärungen erteilte. 

Um dem kollegialen Teil noch einige Zeit ob- 
liegen zu können, wurden die Verhandlungen um 
5 Uhr abends beendet und beschlossen, sich im Mo- 
nat April wiederum zu versammeln. Anschliessend 
daran entwickelte sich in freier Zusammenkunft noch 
ein recht gemütlicher Verkehr bis zur sukzessiven 
Abreise der einzelnen Gruppen. 

Mit Genugtuung kann festgestellt werden, dass 
an dieser Tagung schon allein der kollegiale Verkehr 
gewaltig gewonnen hat, der einst berufen sein wird, 
dem gesamten Verein neuen Kitt zu geben und ihn zu 
rascherem Blühen zu bringen. H. 


Regionalversammlung. Die Sonntag den 24. März 
1918 im Hotel Aarhof in Olten stattgefundene Re- 
gionalversammlung der Mitglieder der Kantone 
Baselstadt, Baselland, Aargau und Teile von Bern 
und Solothurn war von 30 Mitgliedern besucht. 

Die Verhandlungen nahmen unter dem Präsi- 
dium des Herrn Berger von Baden einen guten 
Verlauf. 

Anlass zur Diskussion gaben naturgemäss die- 
ienigen Probleme, die infolge der durch die Situation 
geschaffenen Verhältnisse im Vordergrund des Inter- 
esses stehen. Herr Jäggi, Präsident der V.K. des 
V.S.K., gab auf alle aus dem Kreise der Versamm- 
lung gestellten Fragen erschöpfende Auskunft und 
gab auch seine persönliche Ansicht über die Gestal- 
tung der künftigen Verhältnisse Kund. 

Es gelangten zur Diskussion: Organisation der 
Fettversorgung, Beschaffung der Monopolartikel, 
Brennmaterialienversorgung im allgemeinen und 
Torilieferung im speziellen. Verschiedene Vereins- 
verwalter äusserten sich auch über die gemachten 
Erfahrungen in der Verwendung des neuen Misch- 
mehles in der Bäckerei. 

Einzelne weitere Anfragen betr. Monopolartikel, 
Lieferung von Volksschuhen, sowie Interpellationen 
rein geschäftlichen Charakters wurden von Herrn 
Jäggi beantwortet. Es kann gesagt werden, dass die 
Diskussion sehr fruchtbringend war, und jeder Teil- 
nehmer konnte den Eindruck mit nach Hause nehmen, 
dass derartige (Gelegenheiten zum persönlichen 
Meinungsaustausch in bezug auf Aufklärung und 


Anregung sehr nutzbringend sind. 

Vor Einnahme des gemeinsamen Mittagmahles, 
an dem sich fast alle Versammlungsteilnehmer be- 
teiligten, konnte die Tagung geschlossen werden. 
Infolge der durch den reduzierten Zugsverkehr ge- 
schaffenen Verhältnisse mussten verschiedene Teil- 
nehmer bald nach dem Essen den Heimweg BARTEINDE 


Basel A.C.V. (F.-Korr.) Der Aufsichtsrat hat in seiner 
Sitzung vom 22. März die von der Verwaltungskommission vor- 
gelegte Jahresrechnung nebst dem Jahresbericht geprüft und 
zur Vorlage an’ den Genossenschaftsrat genehmigt. Vorgängig 
der einlässlichen Berichterstattung seien hier folgende Zahlen 
zur Kenntnis gebracht: 

Der Totalverkauf beträgt Fr. 30,903,803.31 
Gegenüber dem Vorjahr mit » 27,885,909.28 


ergibt sich eine Zunahme von Fr. 3,017,894.03 oder 10,8%. 


Die Einnahmen verteilen sich auf die einzelnen Geschäfts- 
zweige wie folgt: 


1917 1916 
Warengeschäft Fr. 7,947,601.77 6,702,253.03 
Obst- und Gemiüsegeschäft »  1,909,021.99 1,932,940.86 
Bäckereigeschäft » 2,951,933.84 2,591,048.39 
Weingeschäft » 1,841,384.74 1,327,119.72 
Biergeschäft » 175,620.98 243,545.78 
Milchgeschäft »  6,822,030.37 6,839,318.78 
Brennmaterialiengeschäft »  1,026,268.87 789,852.68 
Mineralwassergeschäft ” 49,467.81 41,420.12 
Schuhwarengeschäft »  1,630,108.68 1,167,215.26 
Schlächtereigeschäft »  5,886,316.43 5,747,522.82 
Haushaltungsartikelgeschäft » 482,887.38 353,879.84 
Markenverkehr: 
Manufakturwaren » 181,160.45 149,792, — 
Fr. 30,903,803.31 _ 27,885,909.28 


Die Jahresrechnung schliesst ab mit einem Bruttoüberschuss 
von Fr. 2,036,602.01, für welchen folgende Verwendung be- 
antragt wird: 

1. Für Abschreibungen: 


a) auf den Immobilien Fr. 151,037.67 


b) auf den Mobilien »  169,500.85 
c) auf dem Pferdekonto » 20,369.35 
2. Zuteilung an die Unfallreserve »  23,000.— 
3. Vergabungen zu wohltätigen Zwecken »  7,000.— 


Fr. 370,907.87 

Bleibt ein Nettoüberschuss von Fr. 1,665,694.14 
Nach $ 12 der Statuten kommen von 
diesem Betrage nach Abzug des Saldovortrages 

vom Jahre 1916 5% in den Reservefonds » 
Es verbleiben somit zur Rückvergütung an 


die Mitglieder 


83,007.65 


In die Konsumationsbüchlein sind eingetragen worden 
Fr. 19,710,384.—. 

Die Verwaltungskommission beantragt, es sei den Mit- 
gliedern auf Fr. 100.— Konsumation eine Rückvergütung von 
Fr. 8.— auszurichten, gleich einem Betrage von Fr. 1,576,830.72 
und den Rest auf neue Rechnung vorzutragen mit Fr. 5,855.77. 
Die Generalversammlung findet am 30. April statt. 


.  Aedermannsdori. Die Konsumgenossenschaft Aedermanns- 
dorf erzielte im Jahre 1916/17 einen Umsatz von rund Fr. 31,000 
gegenüber eninem solchen von Fr. 26,400.— im Jahre 1915/16. 
Der Rohüberschuss aus diesem Verkehr stellt sich auf Fr. 4063.15. 
Vom Vorjahre wurden Fr. 338.34 vorgetragen. Die Unkosten 
erforderten Fr. 2864.45. Es ergibt sich also ein Reinüberschuss 
von Fr. 1537.04. Davon erhalten die Mitglieder Fr. 700.— (7% 
der eingetragenen Bezüge), Fr. 300.— werden auf der Liegen- 
schaft und Fr. 115.80 auf dem Mobiliar abgeschrieben, Fr. 300.— 
dem Reservefonds zugewiesen und Fr. 121.24 auf neue Rechnung 
vorgetragen. Der Reserveionds, der im Vorjahre zum ersten- 
male eine Zuweisung erhielt, steigt dadurch auf Fr. 500.— an. 
Die Bilanz weist an Aktiven auf: Kasse Fr. 1160.15, Verkaufs- 
lokal Fr. 29.09, Waren Fr. 12,154.75, Mobilien Fr. 650.—, Wert- 
schriften Fr. 220.—, Liegenschaft Fr. 11,511.20; an Passiven: 
Kontokorrent Fr. 6613.45, V.S.K. Fr. 2955.50, Obligationen 
Fr. 4300.—, Hypotheken Fr. 10,100.—, Anteilscheine Fr. 435.—. 


Degersheim. Der Konsumverein Degersheim erzielte in 
seinem 43. Rechnungsjahre, 1916/17, einen Umsatz in der Höhe 
von Fr. 147,824.66, davon Fr. 105,881.59 in dem Laden Degers- 
heim und Fr. 41,943.07 in der Ablage Wolfertswil. Die ent- 
sprechenden Zahlen des Vorjahres waren Fr. 133,130.77, 
Fr. 94,291.83 und Fr. 38,838.94. Die Mitgliederzahl betrug am 
Anfang des Jahres 603. Im Verlaufe des Jahres erfolgten 
12 Eintritte und 33 Austritte. Es verblieben somit am Schluss 
des Jahres 582. Der Reinüberschuss beläuft sich auf Fr. 6270.75. 
Fr. 4238.45 (6%) werden auf die Bezüge in allgemeinen Waren, 
Fr. 234.40 (4%) auf Brotbezüge rückerstattet, Fr. 1000.— dem 
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Reservefonds zugewiesen, Fr. 400.— auf Immobilien und 
Fr. 100.— auf Mobilien abgeschrieben und Fr. 207.90 auf neue 
Rechnung vorgetragen. Nach der Verteilung des Ueberschusses 
stellt sich die Bilanz wie folgt: Kasse Fr. 1778.12, Warenvorräte 
Fr. 43,785.25, Immobilien Fr. 24,500.—, Mobilien Fr, 360.—, Wert- 
schriften Fr. 2600.—, Guthaben bei Lieferanten Fr. 195.44, Konto- 
korrentguthaben bei der St. Galler Kantonalbank Fr. 2000.—, 
Garantiekapital beim V. S. K. Fr. 4000.—, Reservefonds 
Fr. 3712.77, Anteilscheine Fr. 2910.—, Obligationen Fr, 7275.80, 
Sparkasse Fr. 2149.49, nicht einbezahlter Betrag der Anteil- 
scheine beim V.S.K. Fr. 1200.—, Hypotheken Fr. 24.000.—, 
Wechsel V.S.K. Fr. 29,000.—, Garantieleistung an den V.S.K. 
Fr. 4000.—, aufgerechnete Zinse Fr. 200.—. 


Freienstein-Rorbas.” Die Konsumgenossenschaft Freien- 
stein-Rorbas hat sich in ihrem 24. Rechnungsjahr (10. Juli 1916 
bis 8, Juli 1917) in ruhiger Weise weiter entwickelt. Der Um- 
satz stieg von Fr. 136,018.49 um Fr. 45,331.— auf Fr. 181,349.49, 
die Mitgliederzahl bei 10 Eintritten und 8 Austritten von 218 auf 
220. In die Bezugsbüchlein sind Fr. 130,096.23 oder im Durch- 
schnitt pro Mitglied Fr. 575.— eingetragen. Der Reinüberschuss 
beläuft sich auf Fr. 13,640.92. Davon erhalten die Mitglieder 
Fr. 13,009.60 (10%), Fr. 600.— werden dem Reservefonds zu- 
gewiesen und Fr. 31.32 auf neue Rechnung vorgetragen. 

Die Genossenschaft kann in ausgiebigem Masse die Mittel 
ihrer Mitglieder in Anspruch nehmen. Die Genossenschafts- 
anteile und Sparguthaben belaufen sich auf zusammen Franken 
76,240.68, die schuldigen Zinse dafür auf Fr. 3172,55. Weitere 
Schulden, abgesehen von Fr. 33.30 aufgerechneten Steuern, hat 
die Genossenschaft nicht. Der Reservefonds hat eine Höhe von 
Fr. 21,379.50, der Unterstützungsfonds von Fr. 1097.— erreicht. 
Diese Mittel werden nicht ausschliesslich für den eigenen Be- 
trieb in Anspruch genommen. Fr. 36,000.— sind in Obligationen 
und Anteilscheinen der Zürcher Kantonalbank und des V.S.K 
Fr. 18,855.55 in Bankguthaben bei der Zürcher Kantonalbank 
und dem V.S.K. angelegt. Die Liegenschaft steht mit Franken 
24,499,05, das Mobiliar mit Fr. S80.60 zu Buch. An Waren sind 
Fr. 31,216.93, an Barschaft Fr. 2586.81 vorhanden. Die Mitglieder 
schulden für Warenlieferungen Fr. 925.01, 

Eine Zusammenstellung über den Umsatz in den verschie- 
denen Artikeln zeigt, dass, soweit nicht ein Rückgang infolge 
der starken Verminderung der Erzeugung einzelner Artikel un- 
umgänglich war, wie in Fettwaren, Butter, Seife, Käse, Glätte- 
kohlen u. ä, der Absatz fast in sämtlichen Artikeln zuge- 
nommen hat. 


Morcote, Der Rohüberschuss aus dem Warenverkehr be- 
ziffert sich auf Fr. 3454.21, der Lohn der Verkäuferin auf 
Fr. 840.—, die Miete des Ladens auf Fr. 250.—, die anderen 
Auslagen auf Fr. 137.20, die Abschreibung auf dem Mobiliar auf 
Fr. 321.40, der Reinüberschuss auf Fr. 1905.40. Fr. 1527.61 
werden den Mitgliedern rückerstattet (7%) und Fr. 378.— dem 
Reservefonds zugewiesen, Durch die Zuweisung aus dem Rein- 
überschuss steigt der Reservefonds auf Fr. 2000.— an. Die 
Anteilscheine der Mitglieder belaufen sich auf Fr. 1540.—. Die 
Kasse verzeichnet einen Saldo von Fr. 95.37. Die Warenvorräte 
haben einen Bilanzwert von Fr. 4269,39, die Mobilien von 
Fr. 200.—. Ein Guthaben bei einer Bank in Lire ist zu Fr. 422,85 
eingestellt. Dem Verband sind auf Anteilscheine Fr. 80.— ein- 
bezahlt. 


Wattwil. Der Konsumverein Wattwil marschiert unter dem 
Einfluss des Weltkrieges, wenigstens was die äussere Ent- 
wicklung anbetrifft, vortrefilich. Der Umsatz belief sich im 
Rechnungsjahre 1916/17 auf Fr. 413,336.03, währenddem er 
noch im Jahre zuvor erst Fr. 290,615.69 betrug. Die Mitglieder- 
zahl stieg von 872 auf 900, 66 Austritten stehen 94 Eintritte 
gegenüber. Der Rohüberschuss aus dem Warenverkehr beziffert 
sich auf Fr. 73,165.15. Die Liegenschaften brachten Fr. 2212.— 
ein, die angelegten Gelder Fr. 418.50. Vom Vorjahre wurden 
Fr. 861.90 vorgetragen. Die Steuern erforderten Fr. 4492.50, 
die Mietzinsen Fr. 2988.20, die Gehalte und Entschädigunren 
an Genossenschaftsbehörden Fr. 23,384.65, die allgemeinen Un- 
kosten Fr. 9962.46, die Zinsgutschriften Fr. 410.—, die Abschrei- 
bungen Fr. 1957.15, die Zinsen Fr. 4942.61. Es ergibt sich dem- 
nach ein Reinüberschuss von Fr. 28,520.33. 

Die Genossenschaft hat bis heute kein Vermögen an- 
gesammelt, und da auch die Anteilscheine sehr klein sind, hat 
sie sozusagen gar keine eigenen Betriebsmittel, sondern ist fast 
ausschliesslich auf fremde Hilfe angewiesen. Die Anteilscheine 
belaufen sich auf Fr. 7115.—, die Obligationen auf Fr. 23.455.—, 
die Hypotheken auf Fr. 32,090.—, die Kautionen auf Fr. 750.—, 
die Guthaben der Mitglieder auf Fr. 840,77, die Rückstellung für 
die Kriegssteuer auf Fr. 800.—, die Kreditoren auf Fr. 33,511.90, 
Die Warenvorräte sind mit Fr. 88.285.— in der Bilanz eingestellt, 
die Mobilien mit Fr. 2753.37, die Liegenschaften mit Franken 
32,875.30, das Fuhrwerk mit Fr. 1.—. Die Wertschriften beim 
Verband belaufen sich auf Fr. 1760.—, die Barschaft auf 
Fr. 394.50 und die weiteren Guthaben auf Fr. 923.83, 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN No. 1 


Mit dem Beginn des neuen Jahres hat die Genossenschaft 
die Herstellung des Brotes selbst übernommen, Der Umsatz im 
Berichtsjahre belief sich auf 101,993 kg. Der Schritt ist also 
sehr wohl gerechtiertigt. Die unmittelbare Veranlassung dazu 
war die Kündigung des Vertrages durch den bisherigen Liefe- 
ranten. Vorläufig geschieht die Produktion nur in einer ge- 
mieteten Bäckerei. Immerhin soll die Einrichtung ausgebaut 
werden, damit sie den erhöhten Ansprüchen, die der Konsum- 
verein an sie stellt, gewachsen ist. Die Einrichtungs- und Um- 
baukosten werden sich auf etwa Fr. 2500.— belaufen, 

Der Verein beteiligte sich auch an der Vermittlung von 
Waren an Minderbemittelte,. Er setzte auf diesem Wege um: 
6450 kg Brot, 503 kg Mais, 381 kg Reis, 406 kg Zucker und 
336 kg Haferflocken. Ohne irgendwelchen Nutzen setzte der 
Verein ferner im vergangenen Herbst rund 110,000 kg Kartoffeln 
um. An Herbsterzeugnissen wurden ferner verniittelt 13,427 kg 
Kabis und Kohl, 5750 kg Rüben und 5814 kg Aepfel, auch diese 
ohne grossen Ueberschuss. 

Die Bezüge beim Verband betragen ungefähr Fr. 150,000, 
diejenigen bei der Gemeinde rund Fr. 32,200.—, Der Reinüber- 
schuss von Fr. 28,520.33 soll voll und ganz an die Mitglieder 
verteilt werden (9%). 


Delegiertenversammlung in Genf. 


Irrtümlicherweise wurde als Versammlungslokal 
für die Delegiertenversammlung das Bätiment &lec- 
toral angegeben. Die Sitzungen finden in der 


2” Victoria Hall SE 


rue General Dufour No. 14 statt. 

Das Bätiment electoral wurde für das grosse 
Bankett ausersehen, 

Ausserdem findet am Freitag, den 21. Juni in der 

Salle de la Reformation 

eine Gedenkfeier zur Erinnerung an den 50. Jahrestag 
der Gründung des Genfer Konsumvereins statt. Die 
Herren J. Renaud, Präsident der Genossenschaft und 
Dr. R. Kündig, von Basel, Präsident des Auisichts- 
rates des Verbandes schweiz. Konsumvereine 
werden bei dieser Gelegenheit Ansprachen halten. 
Diesen Ansprachen werden historische Lichtbilder 
von Dunki folgen. 
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Inhalt der Nummer 13 vom 29. März 1918. 


Die Bedeutung des Kleinen und Kleinsten. —' Verbands- 
nachrichten. — Moloch Profit. — Ein Büchlein für die Jugend. — 
Preise in Russland. — Zukunftshoffen. Gedicht. — Verbands- 
nachrichten. — Aus dem Erfahrungsschatze der Hausfrauen. — 
Literatur. — Allerlei. — Der gesundheitliche Wert der grünen 
Gemüse und Früchte. — Was können wir tun? — Ostereier, 
Gedicht. — Stellenanzeiger. — Feuilleton: Die Million-Pfund- 


note, (Schluss.) 


00090089000060900530989260® 
La Coope&ration 


Offizielles Organ des V.S.K. in französischer Sprache, 
Einzelabonnementspreis per Jahr: Fr. 2.65. 
Inhalt der Nummer 6 'vom 22. März 1918, 
. „Avis officiel. — Etat ou cooperative? — Feuilleton: Quatre 
interieurs. — L’agriculture suisse autrefois et aujourd’hui. — 
Le debit de l’Union, — Un singulier projet. — Les exploiteurs. — 
Nouvelles de l’Union. — Nouvelles des coop6ratives, — Mots 
d’enfants, — Le vote des femmes. — Reponse. — Conseils 
pratiques. — Plat nourrissant. 


Redaktionsschluss: 27. März. 
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Eigenpackungen 
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liegt ein Gradmesser genossensthälllicher Gesinnungstreue! 
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In bezug auf diese Treue steht‘ es nicht überall glänzend. Wir 


schreiben diesen Mangel einer unvollständigen Instruktion 
des Personals seitens der Verwaltung zu. Es ist 
Pflicht der Vereinsverwaltungen, diesem Punkte 
grosse Aufmerksamkeit zu schenken, denn jede 
diesbezügliche Nachlässigkeit trägt nicht 
nur zur Verflachung der (ienossen- 
schaftsbewegung bei, sondern be- 
günstigt auch die Konkurrenz 
in weitgehendstem Masse. 


N 


INVY, 
7 


er die Eigenpackungen sowie die Eigenproduklion des 
V.S.K. nicht fördert, dem fehlt in diesem Punkle ge- 
nossensthaflliches, zielbewusstes Denken u, Handeln 
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 Bankabteilung 


Die Bankabteilung des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) Basel nimmt jederzeit Gelder an in 


kontokorreni-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, jederzeit verfügbar, ohne Provisions- 
berechnung, zu 


A°/a"/o 


in Depositen-Rechnung 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 
Drittpersonen, in der Regel auf 60 Tage kündbar, zu 


5% 


gegen Obligationen 


von Verbands-Vereinen, deren Mitglieder und von 

Drittpersonen, je nach Wunsch, auf den Namen oder 

Inhaber lautend und auf ein, drei oder fünf Jahre 
fest, mit halbjährlichen Zinscoupons, zu 


5% 


Il 
Il 


des V.S.R. 


Die Verzinsung der Ein- 
lagen beginnt mit dem auf 
die Einzahlung folgenden 
Werktag und endigt am 
Tage vor derRückzahlung 


